
Stand 18.09.2023 

 

  Abt. 1330 - Politik                                                                                                                                                        Seite 1 von 4 
 

TERMINE 
Gesetzgebungsverfahren und ausgewählte Verordnungen 
 
Nationale Gesetze und Verordnungen (laufende Verfahren) 

Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2024 
(Haushaltsgesetz 2024)  
- zustimmungsfrei - 
 Einzelplan 15 (BMG) sieht einen Gesamtetat in Höhe von 16,22 Milliarden Euro vor 
 Zuschuss des Bundes an die GKV soll 2024 wieder 14,5 Milliarden Euro betragen 
vsl. 15.12.2023 2. Durchgang Bundesrat 

vsl. 28.11. – 01.12.2023 2./3. Lesung Bundestag 

vsl. 16.11.2023 Bereinigungssitzung Haushaltsausschuss 

29.09.2023 1. Durchgang Bundesrat 

07.09.2023 1. Lesung Bundestag (Einzelplan 15 – Bundesministerium für Gesundheit) 

05.09. – 08.09.2023 1. Lesung Bundestag 

05.07.2023 Kabinettsbeschluss 
 

Haushaltsfinanzierungsgesetz 
- zustimmungsfrei -  
 Aussetzung des Bundeszuschusses (eine Milliarde Euro jährlich) zur pauschalen Beteiligung an den 

Aufwendungen der sozialen Pflegeversicherung in den Jahren 2024 bis 2027 im SGB XI 
 Zuführung an den Pflegevorsorgefonds wird zur Gegenfinanzierung um eine Milliarde Euro von 2024 bis 2027 

reduziert 
Am Tag nach der Verkündung Inkrafttreten  
29.09.2023 1. Durchgang Bundesrat 

22.09.2023 1.  Lesung Bundestag 

16.08.2023 Kabinettsbeschluss 

10.08.2023 Referentenentwurf 
 

Gesetz zur Förderung der Qualität der stationären Versorgung durch Transparenz 
(Krankenhaustransparenzgesetz) 
- zustimmungsfrei -  
 Einführung eines Krankenhaus-Transparenzverzeichnisses 
 IQTIG als Betreiber des Verzeichnisses 
 Datenerhebung und Zuordnung der Krankenhäuser zu Leveln durch das InEK  
Am Tag nach der Verkündung Inkrafttreten  
21.09.2023 1. Lesung Bundestag 
13.09.2023 Kabinettsbeschluss (Formulierungshilfe) 

30.08.2023 Verbändeanhörung BMG 

11.08.2023 Formulierungshilfe der Bundesregierung für die Fraktionen der SPD, von  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
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Krankenhausreform 
- zustimmungspflichtig - 
 Krankenhausplanung nach bundeseinheitlichen Leistungsgruppen 
 Einführung einer Vorhaltevergütung 
 Level I-i-Krankenhäuser als sektorenübergreifende Versorger 
10.07.2023 Gemeinsame Eckpunkte von Bund und Ländern 

06.12.2022 
 

Regierungskommission legt Stellungnahme „Grundlegende Reform der 
Krankenhausvergütung“ vor 

 

Gesetz zur verbesserten Nutzung von Gesundheitsdaten 
(Gesundheitsdatennutzungsgesetz – GDNG) 
- zustimmungsfrei - 
 Kranken- und Pflegekassen können versichertenindividuelle Versichertendaten nutzen (z. B. 

Arzneimitteltherapiesicherheit, Krebsfrüherkennung) 
 Einrichtung zentraler Datenzugangs- und Koordinierungsstelle für Gesundheitsdaten beim BfArM 
 Verfügbarkeit von Daten im Forschungsdatenzentrum wird erhöht – Verknüpfung mit klinisch. Krebsregistern 
 Einführung einer federführenden Datenschutzaufsicht in der Versorgungs- und Gesundheitsforschung 
vsl. 02.02.2024 2. Durchgang Bundesrat 
vsl. 14. oder 15.12.2023 2./3. Lesung Bundestag 
vsl. 15.11.2023 Anhörung im Gesundheitsausschuss 
vsl. 09. oder 10.11.2023 1. Lesung Bundestag 
vsl. 20.10.2023 1. Durchgang Bundesrat 
30.08.2023 Kabinettsbeschluss 

04.08.2023 Referentenentwurf 
 

Gesetz zur Beschleunigung der Digitalisierung des Gesundheitswesens 
(Digital-Gesetz – DigiG) 
- zustimmungsfrei - 
 Flächendeckende Einführung der elektronischen Patientenakte ab dem 15.01.2025 für jeden Versicherten, 

Deaktivierung nur noch bei ausdrücklichem Widerspruch (Opt-Out) 
 E-Rezept soll künftig auch über die ePA-Apps der Krankenkassen eingelöst werden können 
 Mindestens 20 Prozent des Vergütungsbetrags von DiGA soll künftig erfolgsabhängig ermittelt werden 
 Begrenzung der Videosprechstunden auf maximal 30 Prozent der ärztlichen Arbeitszeit wird aufgehoben 
Am Tag nach der Verkündung Inkrafttreten  

vsl. 02.02.2024 2. Durchgang Bundesrat 

vsl. 14. oder 15.12.2023 2./3. Lesung Bundestag 

vsl. 15.11.2023 Anhörung im Gesundheitsausschuss 

vsl. 09. oder 10.11.2023 1. Lesung Bundestag 

vsl. 20.10.2023 1. Durchgang Bundesrat 

30.08.2023 Kabinettsbeschluss 

13.07.2023 Referentenentwurf 
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Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsversorgung in der Kommune 
(Gesundheitsversorgungsstärkungsgesetz – GVSG) 
- zustimmungsfrei - 
 Einführung von Gesundheitskiosken auf alleinige Initiative der Kommune, Finanzierung zu 74,5 Prozent durch  

die GKV  
 Gründung von Primärversorgungszentren (PVZ) als besonderes hausärztliches Angebot, die mit Kommunen und 

lokalen Leistungserbringern kooperieren sollen 
 Etablierung von Gesundheitsregionen als Alternative zur Regelversorgung zur sektorenübergreifenden 

Vernetzung der Versorgungsakteure, Finanzierung jeweils hälftig von der GKV und der jeweiligen Kommune 
 GKV-Spitzenverband soll verpflichtende Vorgaben zur Transparenz über die Servicequalität, bspw. hinsichtlich 

der Bearbeitungsdauer von Anträgen der Kassen, machen 
15.06.2023 Referentenentwurf 

 

Gesetz zur Stärkung der hochschulischen Pflegeausbildung, zu Erleichterungen bei der Anerkennung 
ausländischer Abschlüsse in der Pflege und zur Änderung weiterer Vorschriften 
(Pflegestudiumstärkungsgesetz – PflStudStG) 
- zustimmungspflichtig - 
 Pflegestudium wird als duales Studium ausgestaltet: Finanzierung des praktischen Teils und der Vergütung für 

Studierende für das gesamte Studium über das bestehende Finanzierungssystem der beruflichen 
Pflegeausbildung (Ausgleichsfonds in den Ländern) 

 Anerkennungsverfahren für ausländische Pflegefachkräfte werden weiter vereinheitlicht und vereinfacht 
Am Tag nach der Verkündung Inkrafttreten 

vsl. 20.10.2023 2. Durchgang Bundesrat 

vsl. 12.10.2023 2./3. Lesung Bundestag 

vsl. 27.09.2023 Anhörung im Gesundheitsausschuss 

22.09.2023 1. Lesung Bundestag 

07.07.2023 1. Durchgang Bundesrat 

24.05.2023 Kabinettsbeschluss 

05.04.2023 Referentenentwurf 
 

Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie weiterer Vorschriften  
(OZG-Änderungsgesetz – OZG-ÄndG) 
- zustimmungspflichtig - 
 Ausweitung des unmittelbaren Gültigkeitsbereiches des Onlinezugangsgesetzes auf Krankenkassen und 

gesamte Sozialversicherung  
 Krankenkassen werden zu unmittelbarer Anbindung an das Bürgerkonto des Bundes verpflichtet 
Am ersten Tag des auf die 
Verkündung folgenden 
Quartals 

Inkrafttreten  

vsl. 09.10.2023 Anhörung im Gesundheitsausschuss 

20.09.2023 1. Lesung Bundestag 

07.07.2023 1. Durchgang Bundesrat 

24.05.2023 Kabinettsbeschluss 

20.01.2023 Referentenentwurf 
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Gesetz zum kontrollierten Umgang mit Cannabis und zur Änderung weiterer Vorschriften 
(Cannabisgesetz – CannG) 
- zustimmungsfrei - 
 In einem ersten Schritt sollen der Anbau in nicht-gewinnorientierten Vereinigungen und der private Eigenanbau 

bundesweit ermöglicht werden 
 Die Abgabe in Fachgeschäften wird in einem zweiten Schritt als wissenschaftlich konzipiertes, regional 

begrenztes und befristetes Modellvorhaben umgesetzt 
29.09.2023 1. Durchgang Bundesrat 

16.08.2023 Kabinettsbeschluss 

05.07.2023 Referentenentwurf 

28.04.2023 Arbeitsentwurf 

12.04.2023 Neue Eckpunkte der Bundesregierung 

25.10.2022 Eckpunkte der Bundesregierung 
 

 

Verordnung über maßgebende Rechengrößen der Sozialversicherung für 2024  
(Sozialversicherungsrechengrößen-Verordnung 2024) 
 Festlegung der relevanten Kenngrößen der Sozialversicherung für das Versicherungs-, Beitrags- und 

Leistungsrecht 
01.01.2024 Inkrafttreten  
11.10.2023  Kabinettsbefassung 
01.09.2023 Referentenentwurf 

 

EU-Gesetzgebung 

EU-Pharmapaket 

 Überarbeitung des europäischen Rechtsrahmens für Arzneimittel u. a. mit folgenden Kernelementen: 
− Stärkung der Verfügbarkeit und Sicherstellung des Zugangs zu sicheren, wirksamen und erschwinglichen 

Arzneimitteln 
− Bewahrung eines innovationsfreundlichen Umfelds für Forschung, Entwicklung und Herstellung von neuen 

Arzneimitteln in der EU 
− Behebung von Arzneimittelengpässen und Gewährleistung der Versorgungssicherheit 
− Einführung von Investitionsanreizen zur Schaffung eines Binnenmarktes für Arzneimittel 
− Bekämpfung von antimikrobiellen Resistenzen 

13.06.2023  Beschluss des Rates zur Annahme der Empfehlung zur Bekämpfung 
antimikrobieller Resistenzen 

26.04.2023 Vorschlag der EU-Kommission für eine neue Richtlinie und eine neue Verordnung 
Vorschlag für eine Empfehlung des Rates zur Bekämpfung von 
Antibiotikaresistenzen 

 


